Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 21. 


Juhalt: Geſetz zur Ausführung des Reichsgeſetzes, betreffend Abänderung des Geſetzes über die Abwehr und 
Unterdrückung von Viehſeuchen, vom 1. Mai 1894, S. 118. — Geſetz, betreffend die Errichtung 
eines Amtsgerichts in der Gemeinde Kalkberge-Rüdersdorf, S. 117. — Kirchengeſetz, betreffend 
die Abänderung des Kirchengeſetzes vom 12. März 1893 über die in der evangeliſch » lutheriſchen Kirche 
der Provinz Hannover zu begehenden Buß- und Bettage, S. 118. 


(Nr. 9681.) Geſetz zur Ausführung des Reichsgeſetzes, betreffend Abänderung des Geſetzes 
über die Abwehr und Unterdrückung von Viehſeuchen, vom 1. Mai 1894. 
Vom 18. Juni 1894. 


” | 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen zur Ausführung des Geſetzes, betreffend Abänderung des Reichs⸗ 
Viehſeuchengeſetzes, vom 1. Mai 1894 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 405) mit Zuſtimmung 
beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, was folgt: 


§. 1. 
| Die Provinzialverbände, die Kommunalverbände der Regierungsbezirke 
Caſſel und Wiesbaden, der Landeskommunalverband der Hohenzollernſchen Lande 
und der Kommunalverband des Kreiſes Herzogthum Lauenburg, ſowie der Stadt⸗ 
kreis Berlin können beſchließen, daß nach Feſtſtellung des Ausbruchs der Lungen⸗ 
ſeuche in einem Rindviehbeſtande alle der Anſteckung ausgeſetzte Thiere der Schutz ⸗ 
impfung unterworfen werden. 
f inv 28 
Als der Anſteckung ausgeſetzt gelten außer dem auf dem Seuchengehöfte 
befindlichen Rindvieh auch ſolche Rindviehbeſtände, von welchen nach den ört⸗ 
lichen Verhältniſſen zu vermuthen iſt, daß ſie während der letzten ſechs Monate 
vor dem Seuchenausbruche mit dem Rindvieh des Seuchengehöftes in unmittel- 
bare oder mittelbare Berührung gekommen ſind. Die Landespolizeibehörde ent⸗ 
ſcheidet endgültig darüber, welche Viehbeſtände als der Anſteckung ausgeſetzt zu 
erachten ſind. 
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Ausgegeben zu Berlin den 2. Juli 1894. 


Be 
$. 3. 
Die Landespolizeibehörde hat die Ausführung der Schutzimpfung gemäß 
der von ihr zu erlaſſenden Anweiſung anzuordnen. Die Impfung iſt von be⸗ 


amteten Thierärzten oder unter deren Aufſicht von anderen Thierärzten zu 
bewirken. 
§. 4. 


Die Entſchädigung, welche nach den Beſtimmungen des Artikels 7 des 
Reichsgeſetzes vom 1. Mai 1894 für in Folge der polizeilich angeordneten 
Impfung eingegangene Thiere zu gewähren iſt, ſowie die Koſten der Erhebung 
und Verwaltung der Beiträge und der Schätzung werden innerhalb des Verbandes 
nach Maßgabe des vorhandenen Rindviehbeſtandes von ſämmtlichen Rindvieh⸗ 
beſitzern aufgebracht. . 

Zur Beſtreitung der Entſchädigungen können auch die in Gemäßheit der 
Beſtimmungen in den $$. 15 ff. des Geſetzes vom 12. März 1881 Geſetz-Samml. 
S. 128) zu Entſchädigungen für wegen Lungenſeuche getödtete Rinder an- 
geſammelten Fonds verwendet werden. 


§. 5. 

Die Feſtſtellung, ob ein Thier in Folge der Impfung eingegangen iſt, 

erfolgt nach den Vorſchriften im $. 21 des Geſetzes vom 12. März 1881. 
§. 6. 

Die näheren Vorſchriften über die Schätzung, Ermittelung und Auszahlung 
der zu gewährenden Entſchädigung, ſowie über die Erhebung und Verwaltung, 
der Beiträge werden von der Vertretung der Verbände durch Reglements 
feſtgeſtellt, welche der Genehmigung der Miniſter des Innern und für Land⸗ 
wirthſchaft, Domänen und Forſten bedürfen. 

§. 7. 

Die Beſtimmungen über die Koften des Verfahrens in den $$. 23 bis 28 
des Geſetzes vom 12. März 1881 finden auch auf diejenigen Koſten Anwendung, 
welche aus der Anwendung der nach dem Reichsgeſetze vom 1. Mai 1894 und nach 
dem gegenwärtigen Geſetze zuläſſigen veterinärpolizeilichen Maßregeln erwachſen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 18. Juni 1894. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Gr. v. Caprivi. Miquel. v. Heyden. Thielen. Boſſe. 
Bronſart v. Schellendorff. 


u 


(Nr. 9682.) Geſetz, betreffend die Errichtung eines Amtsgerichts in der Gemeinde Kalkberge · 
Rüdersdorf. Vom 20. Juni 1894. 


Fe! * 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. | 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
§. 1. 

In der Gemeinde Kalkberge-Rüdersdorf, im Kreiſe Nieder-Barnim, wird 
ein Amtsgericht errichtet. Demſelben werden zugelegt, unter Abtrennung von 
dem Bezirk des Amtsgerichts zu Alt-Landsberg, aus dem Kreiſe Nieder-Barnim: 
die Amtsbezirke Erkner, Fredersdorf mit Ausſchluß von Dorf und Gut Bollens⸗ 
dorf, Herzfelde, Rehfelde, Rüdersdorf und Schöneiche mit Ausſchluß des zum 
Amtsgericht Köpenick gehörigen Gemeindebezirks und Gutsbezirks Schöneiche. 


$. 2. 

Der Tag des Inkrafttretens dieſes Geſetzes wird durch Königliche Der 

ordnung beſtimmt. | 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 20. Juni 1894. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. | 
Gr. v. Caprivi. Miquel. v. Heyden. Thielen. Boſſe. 
Bronſart v. Schellendorff. 
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(Nr. 9683.) Kirchengeſetz, betreffend die Abänderung des Kirchengeſetzes vom 12. März 1893 
über die in der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover zu 
begehenden Buß- und Bettage. Vom 11. Juni 1894. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König bon Preußen ıc. 


verordnen, in Abänderung des Kirchengeſetzes vom 12. März 1893 über die in 
der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover zu begehenden Buß⸗ 
und Bettage (Geſetz-Samml. S. 30) unter Zuſtimmung der Landesſynode, 
was folgt: 

Einziger Artikel. 

Der zweite Abſatz des $. 2 des Kirchengeſetzes vom 12. März 1893 über 
die in der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover zu begehenden 
Buß⸗ und Bettage (Geſetz-Samml. S. 30) erhält folgenden Zuſatz: 

In den einzelnen Gemeinden kann das Erntedankfeſt auf den Sonntag 
nach Michaelis verlegt werden, falls dies von Paſtor und Kirchenvorſtand über⸗ 
einſtimmend beſchloſſen wird. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 11. Juni 1894. 


(L. S.) Wilhelm. 
Boſſe. 
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